
Rahmengesetz
zur Vereinheitlichung des Beamtenrechts
(Beamtenrechtsrahmengesetz – BRRG)

In der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 1999
(BGBl. I S. 654)

zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S.1010)

– Auszug –

Kapitel II
Vorschriften, die einheitlich und unmittelbar gelten1

Abschnitt I
Allgemeines

§ 121

Das Recht, Beamte zu haben, besitzen außer dem Bund

1. die Länder, die Gemeinden und die Gemeindeverbände,

2. sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die dieses
Recht im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes besitzen2 oder denen es nach
diesem Zeitpunkt durch Gesetz, Rechtsverordnung oder Satzung verliehen wird3; der-
artige Satzungen bedürfen der Genehmigung durch eine gesetzlich hierzu ermächtigte
Stelle.

1 Siehe hierzu § 135 mit Anmerkung 1.
2 Siehe hierzu Artikel 140 des Grundgesetzes in Verbindung mit Artikel 137 Abs. 5 der Weimarer Reichsverfassung, die auch die

herkömmliche Dienstherrnfähigkeit der kirchlichen Körperschaften des öffentlichen Rechts für die Zukunft garantieren.
3 Siehe hierzu § 2 des Gesetzes betreffend die Errichtung einer gemeinsamen Versorgungskasse für Pfarrer und Kirchenbeamte der

Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche als Anstalt des
öffentlichen Rechts (Nr. 688) sowie § 4 des Gesetzes über die Evangelische Fachhochschule Rheinland-Westfalen-Lippe (Nr. 359).
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Abschnitt II
Rechtsstellung der Beamten und Versorgungsempfänger

bei der Umbildung von Körperschaften

§ 128

(1) Die Beamten einer Körperschaft, die vollständig in eine andere Körperschaft einge-
gliedert wird, treten mit der Umbildung kraft Gesetzes in den Dienst der aufnehmenden
Körperschaft über.

(2) Die Beamten einer Körperschaft, die vollständig in mehrere andere Körperschaften
eingegliedert wird, sind anteilig in den Dienst der aufnehmenden Körperschaften zu über-
nehmen. Die beteiligten Körperschaften haben innerhalb einer Frist von sechs Monaten
nach dem Zeitpunkt, in dem die Umbildung vollzogen ist, im Einvernehmen miteinander
zu bestimmen, von welchen Körperschaften die einzelnen Beamten zu übernehmen sind.
Solange ein Beamter nicht übernommen ist, haften alle aufnehmenden Körperschaften für
die ihm zustehenden Bezüge als Gesamtschuldner.

(3) Die Beamten einer Körperschaft, die teilweise in eine oder mehrere andere Körper-
schaften eingegliedert wird, sind zu einem verhältnismäßigen Teil, bei mehreren Körper-
schaften anteilig, in den Dienst der aufnehmenden Körperschaften zu übernehmen.
Absatz 2 Satz 2 findet Anwendung.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine Körperschaft mit einer oder meh-
reren anderen Körperschaften zu einer neuen Körperschaft zusammengeschlossen wird,
wenn aus einer Körperschaft oder aus Teilen einer Körperschaft eine oder mehrere neue
Körperschaften gebildet werden, oder wenn Aufgaben einer Körperschaft vollständig oder
teilweise auf eine oder mehrere andere Körperschaften übergehen.

§ 129

(1) Tritt ein Beamter aufgrund des § 128 Abs. 1 kraft Gesetzes in den Dienst einer anderen
Körperschaft über oder wird er aufgrund des § 128 Abs. 2 oder 3 von einer anderen Kör-
perschaft übernommen, so gilt § 18 Abs. 4 entsprechend.

(2) Im Falle des § 128 Abs. 1 ist dem Beamten von der aufnehmenden oder neuen Kör-
perschaft die Fortsetzung des Beamtenverhältnisses schriftlich, aber nicht in elektronischer
Form zu bestätigen.

(3) In den Fällen des § 128 Abs. 2 und 3 wird die Übernahme von der Körperschaft verfügt,
in deren Dienst der Beamte treten soll; die Verfügung wird mit der Zustellung an den
Beamten wirksam. Der Beamte ist verpflichtet, der Übernahmeverfügung Folge zu leisten;
kommt er der Verpflichtung nicht nach, so ist er zu entlassen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend in den Fällen des § 128 Abs. 4.
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§ 130

(1) Dem nach § 128 in den Dienst einer anderen Körperschaft kraft Gesetzes übergetre-
tenen oder von ihr übernommenen Beamten soll ein seinem bisherigen Amt nach Bedeu-
tung und Inhalt ohne Rücksicht auf Dienststellung und Dienstalter gleichzubewertendes
Amt übertragen werden. Wenn eine dem bisherigen Amt entsprechende Verwendung nicht
möglich ist, finden § 18 Abs. 2 Satz 2 und § 23 Abs. 3 Nr. 3 entsprechende Anwendung.
Bei Anwendung des § 18 Abs. 2 Satz 2 darf der Beamte neben der neuen Amtsbezeichnung
die des früheren Amtes mit dem Zusatz „außer Dienst“ („a.D.“) führen.

(2) Die aufnehmende oder neue Körperschaft kann, wenn die Zahl der bei ihr nach der
Umbildung vorhandenen Beamten den tatsächlichen Bedarf übersteigt, innerhalb einer
Frist von sechs Monaten die entbehrlichen Beamten auf Lebenszeit oder auf Zeit, deren
Aufgabengebiet von der Umbildung berührt wurde, in den einstweiligen Ruhestand1 ver-
setzen. Die Frist des Satzes 1 beginnt im Falle des § 128 Abs. 1 mit dem Übertritt, in den
Fällen des § 128 Abs. 2 und 3 mit der Bestimmung derjenigen Beamten, zu deren Über-
nahme die Körperschaft verpflichtet ist; Entsprechendes gilt in den Fällen des § 128 Abs. 4.
Satz 3 findet Anwendung. Bei Beamten auf Zeit, die nach Satz 1 in den einstweiligen
Ruhestand versetzt sind, endet der einstweilige Ruhestand mit Ablauf der Amtszeit; sie
gelten in diesem Zeitpunkt als dauernd in den Ruhestand versetzt, wenn sie bei Verbleiben
im Amt mit Ablauf der Amtszeit in den Ruhestand getreten wären.

§ 131

Ist innerhalb absehbarer Zeit mit einer Umbildung im Sinne des § 128 zu rechnen, so
können die obersten Aufsichtsbehörden der beteiligten Körperschaften anordnen, dass
Beamte, deren Aufgabengebiet von der Umbildung voraussichtlich berührt wird, nur mit
ihrer Genehmigung ernannt werden dürfen. Die Anordnung darf höchstens für die Dauer
eines Jahres ergehen. Sie ist den beteiligten Körperschaften zuzustellen. Die Genehmigung
soll nur versagt werden, wenn durch derartige Ernennungen die Durchführung der nach
den §§ 128 bis 130 erforderlichen Maßnahmen wesentlich erschwert würde.

§ 132

(1) Die Vorschriften des § 128 Abs. 1 und 2 und des § 129 gelten entsprechend für die im
Zeitpunkt der Umbildung bei der abgebenden Körperschaft vorhandenen Versorgungs-
empfänger.

(2) In den Fällen des § 128 Abs. 3 bleiben die Ansprüche der im Zeitpunkt der Umbildung
vorhandenen Versorgungsempfänger gegenüber der abgebenden Körperschaft bestehen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend in den Fällen des § 128 Abs. 4.

1 An die Stelle des einstweiligen Ruhestandes tritt nach dem Kirchenbeamtengesetz (Nr. 750) der Wartestand.
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§ 133

Als Körperschaft im Sinne der Vorschriften dieses Abschnittes gelten alle juristischen
Personen des öffentlichen Rechts mit Dienstherrnfähigkeit (§ 121).

Kapitel III
Allgemeine Schlussvorschriften

§ 135

Dieses Gesetz gilt nicht für die öffentlich-rechtlichen Religionsgemeinschaften und ihre
Verbände.1 Diesen bleibt es überlassen, die Rechtsverhältnisse ihrer Beamten und Seel-
sorger diesem Gesetz entsprechend zu regeln2 und die Vorschriften des Kapitels II Ab-
schnitt II für anwendbar zu erklären.

1 Aufgrund von § 9 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes zum Kirchenbeamtengesetz (Nr. 751) gelten die Vorschriften des Kapitels II des
Beamtenrechtsrahmengesetzes für die Kirchenbeamten sinngemäß, soweit das kirchliche Recht nichts anderes bestimmt.

2 Siehe hierzu insbesondere das Kirchenbeamtengesetz der EKD (Nr. 750) und das Pfarrdienstgesetz der EKD (Nr. 700).
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